
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der
Verteidigung

69. Abgeordneter
Roderich 
Kiesewetter
(CDU/CSU)

Wie ist der aktuelle Stand beim Interesse Saudi-
Arabiens (www.faz.net/aktuell/politik/inland/bun
desregierung-will-keine-eurofighter-an-saudi-arab
ien-liefern-19031813.html), weitere Eurofighter 
zu beschaffen, und mit welchen Implikationen 
rechnet die Bundesregierung im Falle einer deut-
schen Verweigerung der Lieferung für die 
deutsch-britischen Beziehungen und zukünftige 
gemeinsame Rüstungsprojekte?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Hitschler
vom 19. September 2023

Bei der Kontrolle von Rüstungsexporten hält die Bundesregierung an 
ihrer restriktiven Grundlinie fest. Sie berücksichtigt bei ihren Entschei-
dungen Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit im Emp-
fängerland besonders. Zugleich berücksichtigt sie auch Bündnis- und Si-
cherheitsinteressen, die geographische Lage und die Anforderungen 
einer verstärkten europäischen Rüstungskooperation.
Die Bundesregierung berichtet regelmäßig über erteilte Ausfuhrgeneh-
migungen; zu etwaigen laufenden Vorgängen nimmt die Bundesregie-
rung grundsätzlich keine Stellung (vgl. Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts im Urteil vom 21. Oktober 2014 [BVerfGE 137,185]).
Zu hypothetischen Fragen, wie der Frage zu möglichen Implikationen 
etwaiger laufender Vorgänge, nimmt die Bundesregierung grundsätzlich 
nicht Stellung.

70. Abgeordneter
Dr. Rainer Kraft
(AfD)

Wie viele ungenehmigte Drohnenüberflüge von 
Kasernen gab es nach Kenntnis der Bundesregie-
rung seit 2020, und wie viele Täter wurden ge-
fasst (www.n-tv.de/politik/Verdaechtige-Drohnen
fluege-ueber-Bundeswehrstandorten-Kasernen-sol
len-mit-Stoerwaffen-geschuetzt-werden-article23
710280.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller
vom 21. September 2023

Seit 2020 wurden 206 ungenehmigte Überflüge von Drohnen über Ka-
sernen der Bundeswehr gemeldet (Stand: 15. September 2023).
In acht Fällen konnten insgesamt zehn bedienende Personen ausfindig 
gemacht werden.
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